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Jahrgang 2003 Ausgegeben am 31. Jänner 2003 Teil III 

6. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Übereinkommens über die Übertragung der 
Strafverfolgung 

7. Kundmachung: Geltungsbereich der Vereinbarung M80 gemäß Rn. 2010 des ADR über die Ein-
stufung wassergefährdender Stoffe sowie ihrer Lösungen und Gemische (wie 
Zubereitungen und Abfälle), die nicht in die Klasse 1 bis 8 oder die anderen Zif-
fern der Klasse 9 eingestuft werden können 

8. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über den unerlaubten Verkehr auf See 
zur Durchführung des Artikels 17 des Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtgiften und psychotropen Stoffen 

9. Kundmachung: Geltungsbereich der Multilateralen Vereinbarung RID 3/2002 gemäß Ab-
schnitt 1.5.1 RID und Artikel 6 Abs. 12 der Richtlinie  96/49/EG über die Beför-
derung von 1013 Kohlendioxid der Klasse 2 in Flaschen bis 500 ml 

 

6. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäischen 
Übereinkommens über die Übertragung der Strafverfolgung 

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Jugoslawien am 30. September 2002 seine 
Beitrittsurkunde zum Europäischen Übereinkommen über die Übertragung der Strafverfolgung (BGBl. 
Nr. 250/1980, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 124/2002) hinterlegt. 

Schüssel 

7. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Vereinbarung 
M80 gemäß Rn. 2010 des ADR über die Einstufung wassergefährdender Stoffe sowie ihrer 
Lösungen und Gemische (wie Zubereitungen und Abfälle), die nicht in die Klasse 1 bis 8 
oder die anderen Ziffern der Klasse 9 eingestuft werden können 

Die Vereinbarung M80 gemäß Rn. 2010 des ADR über die Einstufung wassergefährdender Stoffe 
sowie ihrer Lösungen und Gemische (wie Zubereitungen und Abfälle), die nicht in die Klasse 1 bis 8 oder 
die anderen Ziffern der Klasse 9 eingestuft werden können (BGBl. III Nr. 14/1999, letzte Kundmachung 
des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 137/2002) wurde von Ungarn am 18. Dezember 2002 unterzeichnet. 

Schüssel 

8. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über den unerlaubten Verkehr auf See zur Durchführung des Artikels 17 des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtgiften 
und psychotropen Stoffen 

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre Ratifi-
kationsurkunde zum Übereinkommen über den unerlaubten Verkehr auf See zur Durchführung des Arti-
kels 17 des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtgiften und 
psychotropen Stoffen (BGBl. III Nr. 28/2001) hinterlegt: 

Staaten: Datum der Hinterlegung der 
Ratifikationsurkunde: 

Litauen 26. November 2002 
Rumänien 26. August 2002 
Slowakei  4. September 2002 
Ungarn 11. Juli 2002 
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Anlässlich der Hinterlegung ihrer Ratifikationsurkunde haben diese Staaten nachstehende Vorbehal-
te erklärt bzw. Erklärungen abgegeben: 

Litauen 

Vorbehalte: 

Gemäß Artikel 8 Absatz 2 des Übereinkommens erklärt die Republik Litauen, dass sie sich als ein-
greifender Staat ihr Eingreifen von der Bedingung abhängig machen kann, dass Personen ihrer Staatsan-
gehörigkeit, die nach Artikel 15 des Übereinkommens dem Flaggenstaat übergeben und dort wegen einer 
einschlägigen Straftat verurteilt werden, die Möglichkeit haben, zum Verbüßen der verhängten Strafe an 
den eingreifenden Staat überstellt werden. 

Gemäß Artikel 19 Absatz 3 des Übereinkommens erklärt die Republik Litauen, dass sie sich das 
Recht vorbehält, dass übermittelte Ersuchen, andere Mitteilungen und Unterlagen in litauischer Sprache 
oder einer der Amtssprachen des Europarates abzufassen sind oder eine Übersetzung in eine dieser Spra-
chen oder in eine von ihr bestimmten Sprache beizuschließen ist. 

Rumänien 

Vorbehalte und Erklärungen: 

Gemäß Artikel 8 Absatz 2 erklärt Rumänien, dass es sich als eingreifender Staat sein Eingreifen von 
der Bedingung abhängig machen kann, dass Personen rumänischer Staatsangehörigkeit, die nach Arti-
kel 15 dem Flaggenstaat übergeben und dort wegen einer einschlägigen Straftat verurteilt werden, die 
Möglichkeit haben, zum Verbüßen der verhängten Strafe nach Rumänien überstellt werden. 

Gemäß Artikel 19 Absatz 3 behält sich Rumänien das Recht vor, zu verlangen, dass alle Ersuchen, 
andere Mitteilungen und Unterlagen in Rumänisch oder Englisch oder mit einer Übersetzung ins Rumäni-
sche oder Englische übermittelt werden. 

Rumänien erachtet die Bestimmungen der Artikel 23 und 24 des Übereinkommens als Verpflichtung 
des Empfängerstaats von übermittelten Daten, diese nur für jenen Zweck zu verwenden, für den sie über-
mittelt wurden. 

Slowakei 

Vorbehalte und Erklärungen: 

Unter Bezugnahme auf die Bestimmungen des Artikels 31 Absatz 1 des Übereinkommens erklärt die 
Slowakische Republik, dass sie Artikel 3 Absatz 2 und 3 nicht anwenden wird. 

Gemäß Artikel 19 Absatz 3 des Übereinkommens behält sich die Slowakische Republik das Recht 
vor, zu verlangen, dass alle Ersuchen, andere Mitteilungen und Unterlagen in Slowakisch oder Englisch 
oder mit einer Übersetzung ins Slowakische oder Englische übermittelt werden. 

In Ausführung der Bestimmung des Artikels 34 Absatz 3 des Übereinkommens erklärt die Slowaki-
sche Republik, dass, hinsichtlich von Streitigkeiten betreffend die Auslegung oder Anwendung dieses 
Übereinkommens, Reziprozität vorausgesetzt, die zwingende Unterwerfung unter ein schiedsgerichtliches 
Verfahren, das im Einklang mit den Verfahrensregeln des Anhanges dieses Übereinkommens durchzu-
führen ist, ohne zusätzliche vorherige Einigung anerkannt wird. 

Ungarn 

Vorbehalte: 

Gemäß Artikel 3 Absatz 6 des Übereinkommens erklärt die Republik Ungarn, dass sie Artikel 3 Ab-
satz 2 und 3 nicht anwenden wird. 

Gemäß Artikel 19 Absatz 3 des Übereinkommens erklärt die Republik Ungarn, dass übermittelten 
Ersuchen, anderen Mitteilungen und Unterlagen, die nicht in Ungarisch oder in einer der Amtssprachen 
des Europarates erfolgen, eine Übersetzung ins Ungarische, Englische oder Französische beizuschließen 
ist. 

Schüssel 
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9. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich der Multilateralen 
Vereinbarung RID 3/2002 gemäß Abschnitt 1.5.1 RID und Artikel 6 Abs. 12 der Richtlinie 
96/49/EG über die Beförderung von 1013 Kohlendioxid der Klasse 2 in Flaschen bis 
500 ml 

Die Multilaterale Vereinbarung RID 3/2002 gemäß Abschnitt 1.5.1 RID und Artikel 6 Abs. 12 der 
Richtlinie 96/49/EG über die Beförderung von 1013 Kohlendioxid der Klasse 2 in Flaschen bis 500 ml 
(BGBl. III Nr. 71/2002, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 178/2002) wurde von 
der Bundesrepublik Deutschland am 28. November 2002 unterzeichnet. 

Schüssel 


